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Ansprechpartner in der DIHK:  
Jonas Wöll (woell.jonas@dihk.de), Dr. Knut Diekmann (diekmann.knut@dihk.de) 

Regionale Entwicklung: 
Potenziale nutzen, Zukunft sichern

Regionalentwicklung dient der Stärkung der 

Wettbewerbsfähigkeit von Regionen und Un-

ternehmen und sorgt für nachhaltiges 

Wachstum. Die Wirtschaft braucht gute inf-

rastrukturelle Rahmenbedingungen und eine 

umfassende funktionierende Nahversorgung 

für lebenswerte Regionen. Damit können 

Standorte gesichert und entwickelt sowie 

Fachkräfte gewonnen und gehalten werden. 

Um die Wirtschaftsstandorte in den Regio-

nen weiter zu stärken, muss für ihre Anzie-

hungskraft und vielfältige Ausstattung ge-

sorgt werden. 

Folgende Leitlinien sollten das wirtschafts-

politische Handeln bestimmen: 

• Infrastruktur als Grundlage jedes Wirt-

schaftsstandorts stärken (DE)

• Nahversorgung vor Ort stärken (DE)

• Abbau regionaler Disparitäten im Fokus be-

halten (EU)

• Strukturellen Wandel und Krisen aktiv durch

Förderpolitik begleiten (EU)

• Förderpolitik weiterentwickeln: Effektivität

steigern, regionale Besonderheiten berück-

sichtigen (EU)

• Bürokratie in der Förderpolitik abbauen und

Umsetzung vereinfachen (DE+EU)

• Fonds auf Zukunftsthemen ausrichten (EU)

zum Feedback-Formular

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Infrastruktur als Grundlage jedes Wirt-

schaftsstandorts stärken (DE+EU) 

Verkehrsinfrastruktur muss so geplant, er-

richtet, unterhalten und Instand gesetzt wer-

den, dass eine reibungslose Nutzung und ef-

fiziente Vernetzung gewährleistet werden 

kann. Gerade die Wirtschaft im ländlichen 

Raum ist teilweise noch unzureichend mit 

hochleistungsfähigen digitalen Anschlüssen 

wie z. B. Glasfaseranschlüsse bis ins Haus 

und Mobilfunk versorgt, die unternehmeri-

schen Anforderungen gerecht werden. Feh-

lende Infrastruktur ist für die Wirtschaft ein 

Standortnachteil und wirkt sich negativ auf 

das gesamtwirtschaftliche Wachstum aus.  

Die öffentliche Hand sollte in Bereiche inves-

tieren, die der gesamten Wirtschaft zugute-

kommen. Von besonderer Bedeutung sind In-

vestitionen in die Verkehrsinfrastruktur, 

Breitband, inkl. der Verbesserung des mobi-

len Datenempfangs, und Forschung als Vo-

raussetzungen unternehmerischen Handelns. 

Dafür sollten ausreichend Mittel auch aus 

nationalen Quellen und den EU-Struk-

turfonds zur Verfügung stehen und konse-

quent ausgerichtet werden.  

Nahversorgung vor Ort stärken (DE) 

Eine funktionierende, unkomplizierte öffent-

liche Verwaltung mit konsequent umgesetz-

tem E-Government, ausreichende Betreu-

ungsangebote, Einkaufs-, Freizeit- und Aus-

gehmöglichkeiten und eine grundlegende 

Gesundheitsversorgung sind Basisangebote, 

die vor Ort vorhanden sein sollten, auch da-

mit Gewerbe und Industrie zukünftig noch 

Azubis und Fachkräfte an dezentralen Stand-

orten finden. Dabei sollten neue Wege ge-

gangen werden, etwa durch die Kopplung 

verschiedener Angebote oder die Möglichkei-

ten der Digitalisierung.  

So können durch die Kombination von Mobi-

lität, Logistik und stationärem Einzelhandel 

sowie Gesundheitsangeboten auf der Basis 

von Digitalisierung neue Nahversorgungsan-

gebote geschaffen werden. Bei der Schlie-

ßung von Lücken bei der Lebensmittelversor-

gung sollten marktkonforme Lösungen Prio-

rität haben. Beachtet werden sollte das Ge-

bot der interkommunalen Abstimmung sowie 

die Orientierung am Konzept der zentralen 

Orte für die Ansiedlung von Nahversorgungs-

angeboten sowie die Organisation der Da-

seinsvorsorge. Auch sollten von neuen An-

siedlungen keine schädlichen Auswirkungen 

auf benachbarte zentrale Versorgungsberei-

che ausgehen.  

Abbau regionaler Disparitäten im Fokus be-

halten (EU) 

Für die gewerbliche Wirtschaft sind attrak-

tive Lebensverhältnisse und eine gute Infra-

strukturausstattung in allen Regionen ein 

wichtiger Standortfaktor. Auch wenn einige 

Erfolge zu verzeichnen sind, gilt es weiterhin 

an Rahmenbedingungen zu arbeiten, die eine 

Angleichung der Lebensverhältnisse und 

Standortbedingungen ermöglichen. Der Ab-

bau regionaler Disparitäten sollte auch in Zu-

kunft das Ziel der europäischen Strukturpoli-

tik bleiben. Auch strukturstarke Regionen mit 

tiefgreifendem Strukturwandel sollten von 

der EU-Strukturpolitik berücksichtigt wer-

den. Basis für Investitionen müssen strategi-

sche Planung in den Regionen sowie Eigen-

initiative regionaler Akteure sein, dabei ist 

ein europäischer Mehrwert der Projekte auf-

zuzeigen.  

Bei der Ausgestaltung der neuen Förderperi-

ode 2028-2034 sollte frühzeitig die 



Wirtschafts- und Europapolitische Positionen der IHK-Organisation 2024 

142 
 

Wirtschaft eingebunden werden, um die 

grundlegenden Förderziele und die konkrete 

Ausgestaltung der Programme abzustimmen. 

Strukturellen Wandel und Krisen aktiv be-

gleiten (EU) 

Der grüne und der digitale Wandel sowie der 

zunehmende Fachkräftemangel stellt struk-

turschwache und zunehmend auch andere 

Regionen vor besondere Herausforderungen. 

Um trotzdem weiterhin regionale Disparitä-

ten abzubauen und gleichzeitig die wirt-

schaftlichen Potentiale dieser Regionen aus-

zuschöpfen, sollte die Förderpolitik an die 

Bedürfnisse dieser Regionen besser ange-

passt werden. Gleichermaßen sollten auch 

zukünftige Entwicklungen in allen Gebieten 

berücksichtigt werden können, um dort mög-

lichen Herausforderungen vorzubeugen. Dies 

sollte nicht mit einem strengeren Zielsystem 

anhand fester Nachhaltigkeits- und Digital-

quoten erfolgen, sondern sich stärker an den 

jeweiligen regionalen Bedarfen, aber auch 

Stärken orientieren. Vor diesem Hintergrund 

sollte bspw. auch die Förderung von Vorha-

ben der Daseinsvorsorge besser ermöglicht 

werden, sofern diese einen Wirtschaftsbezug 

aufweisen und damit der regionalen Wirt-

schaft konkret zugutekommen. Ein Teil der 

Unternehmen ist dabei der Auffassung, dass 

die Aufnahme eines neuen Fördertatbestands 

der Daseinsvorsorge die Bereitstellung zu-

sätzlicher Mittel voraussetzt. Diese sollten 

jedoch nicht zu Lasten der unmittelbaren 

Wirtschaftsförderung gehen.  

Förderpolitik weiterentwickeln: Effektivität 

steigern, regionale Besonderheiten berück-

sichtigen (EU) 

Der Abbau regionaler Disparitäten sollte 

auch in Zukunft das Ziel der europäischen 

Strukturpolitik bleiben. Primäres Ziel sollte es 

sein, Strukturreformen als Rahmen für Wirt-

schaftswachstum zu realisieren. Innerhalb 

dieses Rahmens kann öffentliche Förderung 

attraktive Standorte schaffen, erhalten und 

verbessern. 

Die Zielsetzung der Regionalpolitik sollte 

Entwicklungen des demografischen Wandels 

und Strukturwandels berücksichtigen. Das 

Roll-out der Programme in den Förderperio-

den sollte zeitlich abgestimmt erfolgen, auch 

um eine angepasste Vorbereitung auf allen 

Ebenen zu ermöglichen. Kofinanzierung 

bleibt weiterhin ein Mittel für die Sicherstel-

lung nachhaltiger Projektfinanzierungen. 

Auch makroökonomische Konditionalitäten 

und eine Bindung der Mittelvergabe an das 

Europäische Semester können die Effektivität 

des Mitteleinsatzes erhöhen. Von einigen 

Unternehmen wird jedoch gefordert, makro-

ökonomische Kriterien nur als letztes Mittel 

einzusetzen.  

Die EU-Förderindikatoren sollten regelmäßig 

überprüft werden. Die potenziell wettbe-

werbsverzerrenden Effekte der Förderpolitik 

sollten durch eine technologie- und bran-

chenoffene Ausgestaltung der Förderinstru-

mente minimiert werden, bspw. durch aus-

reichend flexible Anwendung der Regeln. 

Der Vorrang der Finanzinstrumente vor Zu-

schüssen sollte nicht absolut gelten – Aus-

gangspunkt sollte die Situation vor Ort sein. 

Es sollten verstärkt revolvierende Mittel ein-

gesetzt werden, die Anreize für einen effi-

zienten Mitteleinsatz bis zur Zielerreichung 

in der Region schaffen.  

Bürokratie in der Förderpolitik abbauen 

und Umsetzung vereinfachen (DE+EU) 

Zur Entbürokratisierung der EU-Förderpolitik 

sind einfachere Prozesse bei der 
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Antragstellung, dem Abruf, der Verwaltung 

und der Prüfung von EU-Fördergeldern nötig. 

Vorab muss geklärt werden, ob eine Förde-

rung beihilfenrechtskonform ist. Die natio-

nale Umsetzung europäischer Förderregeln 

sollte verständlich gestaltet werden und Pro-

zesse für die Unternehmen vereinfachen. Auf 

nationale Sonderregeln, die über den Umfang 

der EU-Politik hinausgehen, sollte verzichtet 

werden. 

Insgesamt sollten die Unternehmen und 

Wirtschaftsorganisationen weiterhin eng in 

die Entwicklung der regionalen Förderkon-

zepte einbezogen werden. Auch bei der Um-

setzung der Programme sollte die Politik vor-

handene Strukturen vor Ort nutzen. 

Weiterhin ist das Informieren über die För-

derprogramme für die unterschiedlichen 

Empfänger auf geeigneten Kommunikations-

wegen notwendig. 

Fonds auf Zukunftsthemen ausrichten (EU) 

Der Europäische Sozialfonds (ESF+) spielt in 

den Mitgliedstaaten eine bedeutsame Rolle. 

Das Prinzip der Zusätzlichkeit sollte weiter 

aufrecht erhalten bleiben. Gerade die neuen 

Ziele von ökologischer Nachhaltigkeit und 

mehr Digitalisierung sollten im Rahmen der 

ESF-Förderung stärker in den Fokus genom-

men werden. Auch hier sollten internationale 

Verzahnung und Erfahrungsaustausche 

stärker zu einer Vertiefung der guten Bei-

spiele führen. Bei den Investitionen in Men-

schen sollte vornehmlich auf einen investi-

ven Beitrag zur Fachkräftesicherung geach-

tet werden. Gerade bei der sozialen Inklusion 

wäre es wichtig, wenn der Arbeits- oder Aus-

bildungsmarktbezug stets berücksichtigt 

würde. Das Hinführen zu betrieblichen Ar-

beits- und Ausbildungsplätzen sollte Vorrang 

genießen gegenüber betriebsfernen Angebo-

ten.  

Auf Ebene der Projekte ist auch in der natio-

nalen Umsetzung darauf zu achten, den Pro-

jektzyklus nicht auf die Minimaldauer von 

zwei Jahren und weniger zu befristen. Bei 

Steuerung und Governance auf nationaler 

Ebene dominieren die Kofinanzierer stark, 

also Bund und Länder. Als wichtige Stakehol-

der der Praxis sollten die Wirtschafts- und 

Sozialpartner schon ab der konzeptionellen 

Programmentwicklung mit eingebunden 

werden. So können auch die Interessen der 

gewerblichen Wirtschaft in den ESF+ einflie-

ßen. Auch wenn die nationalen Mittel nach 

europäischen Vergleichszahlen bemessen 

und nach dem Europäischen Semester ange-

passt werden, so ist auf nationaler Ebene 

stärker auf den regionalen Bedarf und die 

Passung der Projekte untereinander zu ach-

ten. 

 




